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�ffentliche Finanzen Haushaltsentwicklung der

Gebietsk�rperschaften

Das Defizit der Gebietsk�rperschaften betrug

im zweiten Quartal (ohne die noch nicht vor-

liegenden Ergebnisse der Gemeinden) 6 1�2

Mrd 3 und lag damit um 2 1�2 Mrd 3 niedriger

als vor Jahresfrist. Deutlich h�here nicht-

steuerliche Erl�se bewirkten trotz eines leich-

ten R�ckgangs des Steueraufkommens einen

merklichen Anstieg der Einnahmen insgesamt

(+ 5%). Die Gesamtaufwendungen wuchsen

etwa wie im Vorquartal um 2 1�2 %.

W�hrend das Defizit der Gebietsk�rperschaf-

ten im Jahr 2004 nur leicht auf 66 Mrd 3 ge-

sunken war, wurde f�r dieses Jahr eine deut-

lich st�rkere Verringerung geplant, die freilich

vor allem auf h�heren Einnahmen des Bundes

aus der Ver�ußerung von Finanzverm�gen

beruhen sollte. Inzwischen wurden mit der

Steuersch�tzung die Aufkommenserwartun-

gen um gut 5 Mrd 3 nach unten korrigiert.

Bei den arbeitsmarktbedingten Ausgaben

zeichnen sich ebenfalls zus�tzliche Haushalts-

belastungen gegen�ber den Planungen ab.

Entlastungen an anderer Stelle, etwa durch

einen sparsamen Haushaltsvollzug oder die

g�nstige Entwicklung der Zinsaufwendun-

gen, d�rften diese Faktoren bei weitem nicht

ausgleichen. Die Haushaltsplanungen des

Bundes, in schw�cherem Maße aber auch die

der L�nder, d�rften daher verfehlt werden.

W�hrend die L�cke im Bundeshaushalt offen-

bar vor allem mit Restkrediterm�chtigungen

aus Vorjahren geschlossen werden soll, haben

einige L�nder bereits Nachtragshaushalte an-

gek�ndigt, bei denen erneut die Ausnahme-

klauseln f�r die Begrenzung der Neuverschul-

�berblick
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dung in Anspruch genommen werden m�s-

sen. Auch f�r das n�chste Jahr sind ohne

zus�tzliche Maßnahmen Konflikte mit den

haushaltsrechtlichen Kreditobergrenzen zu

erwarten.

Die Steuereinnahmen1) gingen im zweiten

Quartal um 1 1�2 % gegen�ber dem entspre-

chenden Vorjahrszeitraum zur�ck. Ausschlag-

gebend hierf�r waren ein deutlicher R�ck-

gang der K�rperschaftsteuereinnahmen und

Ausf�lle bei der Lohnsteuer, die durch die

Tarifsenkung zu Jahresbeginn bedingt waren,

sowie ein Minus bei den verbrauchsabh�n-

gigen Steuern. Unter den direkten Steuern

sanken die Lohnsteuereinnahmen um knapp

2%. Angesichts der Tarifsenkung zum Jahres-

beginn war dies aber moderat. Das K�rper-

schaftsteueraufkommen fiel um knapp 2 Mrd 3

niedriger aus. Von entscheidender Bedeutung

d�rfte dabei ein R�ckgang der Nach-

zahlungen – von einem allerdings relativ ho-

hen Vorjahrsniveau aus – gewesen sein. Die

g�nstige Gewinnentwicklung zeigte sich in

einem Zuwachs bei den nicht veranlagten

Steuern vom Ertrag (insbesondere Kapitaler-

tragsteuer auf Dividenden) um 20%. Sie

d�rfte neben geringeren Erstattungen an

Arbeitnehmer auch die veranlagte Einkom-

mensteuer positiv beeinflusst haben, deren

Aufkommen trotz der Tarifsenkung um 10%

zunahm. Bei den indirekten Steuern gingen

die Einnahmen aus der im Jahresverlauf mit-

unter recht volatilen Umsatzsteuer um 2%

zur�ck. Auch vor dem Hintergrund der Ver-

brauchsreaktionen auf die hohen Energie-

preise fielen die Ertr�ge aus der Mineral�l-

steuer – der gewichtigsten speziellen Ver-

brauchsteuer – um 6 1�2 %. Demgegen�ber

wuchs das Tabaksteueraufkommen um

3 1�2 %. Trotz des weiterhin r�ckl�ufigen Ver-

kaufs versteuerter Zigaretten kam es hier

durch die Steuererh�hung vom Dezember

letzten Jahres zu Mehreinnahmen.

In der ersten Jahresh�lfte ist das Steuer-

aufkommen (ohne die Ertr�ge aus den Ge-

meindesteuern) im Vorjahrsvergleich nahezu

konstant geblieben und hat sich damit etwas

ung�nstiger entwickelt als in der offiziellen

Sch�tzung vom Mai f�r das Gesamtjahr

erwartet. Neben der K�rperschaftsteuer

blieben vor allem die Einnahmen aus der

Umsatz- und Mineral�lsteuer auf Grund des

verhaltenen privaten Verbrauchs hinter den

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das zweite Quartal noch nicht be-
kannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
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Erwartungen zur�ck. Auf der anderen Seite

entwickelten sich bislang insbesondere die

Lohnsteuer und die veranlagte Einkommen-

steuer g�nstiger als prognostiziert. Alles in

allem lagen die Zuwachsraten der Steuern

vom Einkommen damit h�her und die der

Verbrauchsteuern niedriger als erwartet. Im

Gesamtjahr k�nnte das gesch�tzte Steuerauf-

kommen noch erreicht werden. Ein Risiko

geht allerdings vor allem von der weiteren

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus.

Unsicherheit besteht auch im Hinblick auf das

Aufkommen der sehr volatilen gewinnab-

h�ngigen Steuern.

Das Defizit des Bundes betrug im zweiten

Quartal 4 1�2 Mrd 3, gegen�ber 6 Mrd 3 vor

Jahresfrist. Die Einnahmen wuchsen dabei

um 9%. Zwar ging das Steueraufkommen

um 1�2 % zur�ck, doch glichen vor allem Dar-

lehensr�ckfl�sse und Platzhaltergesch�fte mit

der KfW sowie die von der Bundesagentur

f�r Arbeit gezahlte zweite Tranche des Aus-

steuerungsbetrages dies mehr als aus. Die

Ausgaben stiegen insgesamt um 6%. Dabei

�bertrafen die Aufwendungen in Folge der

Hartz-IV-Reform die im Vorjahr geleisteten

Zahlungen f�r Arbeitslosenhilfe erheblich.

Der Ausgabenr�ckgang durch den entfalle-

nen Defizitausgleich f�r die Postpensions-

kasse (infolge der Finanzierung �ber An-

spruchsver�ußerungen) d�mpfte den Ge-

samtzuwachs.

F�r das Gesamtjahr ist nicht mehr damit zu

rechnen, dass der Bund die geplante Defizit-

r�ckf�hrung auf 22 1�2 Mrd 3 erreicht. So

bleibt gem�ß der Steuersch�tzung vom Mai

das Aufkommen um 3 1�2 Mrd 3 hinter den

Ans�tzen zur�ck. Zudem fiel die Gewinnaus-

sch�ttung der Bundesbank um fast 1 1�2 Mrd 3

niedriger aus als veranschlagt. Auf der Ausga-

benseite rechnet das Bundesfinanzministe-

rium inzwischen mit Mehrbelastungen aus

der Hartz-IV-Reform von 8 Mrd 3. Unerwartet

hohe R�ckfl�sse aus Darlehen sowie die

ged�mpfte Entwicklung der Zinsausgaben

k�nnen dem nur zu einem kleinen Teil ent-

gegenwirken. Zudem ist auch nach dem

Platzhaltergesch�ft vom Juli in H�he von

5 Mrd 3 weiter offen, inwieweit die veran-

schlagten Erl�se aus Beteiligungsver�ußerun-

gen von gut 17 Mrd 3 tats�chlich realisiert

werden. Im ersten Halbjahr wurden gut

2 Mrd 3 vereinnahmt. Der Bundesfinanzminis-

ter hat indes bereits angek�ndigt, auf einen

Nachtragshaushalt zu verzichten. Mit den

noch verf�gbaren Restkrediterm�chtigungen

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

1. Halbjahr

Steuerart 2004 2005

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 59,1 56,9 – 3,7

Veranlagte
Einkommensteuer – 2,8 – 0,4 .

K�rperschaftsteuer 6,7 7,1 + 7,1

Umsatzsteuer 67,9 67,9 + 0,0

darunter: 2. Vierteljahr

Lohnsteuer 29,6 29,0 – 1,8

Veranlagte
Einkommensteuer 3,1 3,4 + 10,0

K�rperschaftsteuer 4,5 2,7 – 39,4

Umsatzsteuer 33,7 33,0 – 2,0

Deutsche Bundesbank

Bund im zwei-
ten Quartal mit
geringerem
Defizit

Im Gesamtjahr
deutliche
Verfehlung der
Defizitziele
absehbar
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von ann�hernd 20 Mrd 3 k�nnten neben

den vorgenannten Belastungen auch noch

Mindereinnahmen bei den Beteiligungsver-

�ußerungen aufgefangen werden.

Der Entwurf f�r den Bundeshaushalt 2006,

der vom Kabinett Mitte Juli lediglich beraten

worden ist und erst nach der Bundestagswahl

beschlossen werden soll, sieht gegen�ber den

Planungen f�r das laufende Jahr einen Aus-

gabenzuwachs von knapp 1% vor. Gegen-

�ber den aktuellen Sch�tzungen f�r 2005

w�rde dies aber eine R�ckf�hrung um gut

2% bedeuten, zu der auch das unterstellte

Entfallen des Defizitausgleichs f�r die Bundes-

agentur f�r Arbeit (Plan 2005: 4 Mrd 3) maß-

geblich beitragen soll. Die Nettokreditauf-

nahme w�rde danach mit 21 1�2 Mrd 3 um

knapp 1 Mrd 3 unter der Summe der Investi-

tionen bleiben und damit die Obergrenze ge-

m�ß Artikel 115 GG einhalten. Nicht zuletzt

auf Grund der Steuerausf�lle von 11 Mrd 3

gegen�ber der letztj�hrigen Finanzplanung

wurde dazu allerdings der Ansatz f�r Ver-

m�gensver�ußerungen noch einmal deutlich

auf 23 Mrd 3 erh�ht. Einschließlich Dar-

lehensr�ckfl�ssen und einem wiederum ent-

fallenden Zuschuss an die Postpensionskasse

summieren sich die Entlastungen aus Verm�-

gensverwertung auf gut 30 Mrd 3. Der Ver-

kauf von Verm�gen zur Einhaltung der ver-

fassungsm�ßigen Verschuldungsgrenze steht

allerdings nicht im Einklang mit dem Grund-

satz, durch die Bindung von Krediten an

Investitionen einem staatlichen Verm�gens-

verzehr vorzubeugen.2)

Die geplanten außerordentlich hohen Verm�-

gensver�ußerungen d�rften zur Folge haben,

dass das leicht verwertbare Finanzverm�gen

des Bundes im kommenden Jahr weitgehend

aufgezehrt sein wird. Solche Einnahmen

stehen dann in den Folgejahren nicht mehr

zur Verf�gung, um die Finanzierungsl�cke

von insgesamt ann�hernd 50 Mrd 3 j�hrlich

zu schließen. Hiervon d�rfen nach den Ver-

fassungsregeln maximal rund 20 Mrd 3 (der

Umfang der investiven Ausgaben) durch Kre-

dite gedeckt werden. Die neue mittelfristige

Finanzplanung des Bundes sieht eine mode-

rate R�ckf�hrung der Nettokreditaufnahme

gegen�ber dem Jahr 2006 auf 16 Mrd 3 bis

zum Ende der Planungsperiode im Jahr 2009

vor. Zwar wird damit die Neuverschuldung

durchgehend unter der verfassungsm�ßigen

vierteljährlich
Mrd €

Finanzierungssaldo
des Bundes
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2 Siehe auch: Deutsche Bundesbank, Defizitbegrenzende
Haushaltsregeln und nationaler Stabilit�tspakt in Deutsch-
land, Monatsbericht, April 2005, S. 23–38.
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Obergrenze gehalten. Doch weist die Finanz-

planung ab 2007 einen j�hrlichen Handlungs-

bedarf von 25 Mrd 3 aus, f�r dessen Um-

setzung keine konkreten Vorschl�ge gemacht

werden. Neben den Steuerausf�llen gegen-

�ber dem letztj�hrigen Finanzplan, die bis zu

13 Mrd 3 ausmachen, spiegeln sich darin

offenbar auch Mindereinnahmen im Zu-

sammenhang mit den bis dahin erfolgten

umfangreichen Verm�gensverwertungen (mit

R�ckwirkung auf die Verm�genseinkommen)

wider. Dar�ber hinaus schlagen auch Mehr-

ausgaben zu Buche, die vor allem im Zusam-

menhang mit der Hartz-IV-Reform stehen

d�rften.

Die Sonderverm�gen verzeichneten im zwei-

ten Quartal einen �berschuss von gut 1 Mrd 3,

gegen�ber knapp 2 Mrd 3 vor Jahresfrist.

Infolge der Mit�bernahme der Schulden

des Fonds „Deutsche Einheit“ ist dessen

Finanzierungssaldo nun im Bundeshaushalt

enthalten. Im gleichen Vorjahrszeitraum war

hier noch ein �berschuss von 1�2 Mrd 3 ange-

fallen. Der Fluthilfefonds wies erneut nur ein

leichtes Defizit auf. Aus den 2003 verein-

nahmten Mitteln d�rften damit noch immer

rund 2 Mrd 3 zur Verf�gung stehen. Beim

ERP-Sonderverm�gen entstand wiederum ein

�berschuss (1 1�2 Mrd 3), da insbesondere die

Mittelr�ckfl�sse die Darlehensvergaben �ber-

trafen. Im Gesamtjahr k�nnten die Sonder-

verm�gen wie im Vorjahr mit einem leichten

�berschuss abschließen.

Die L�nder verzeichneten im zweiten Quartal

ein Defizit von 3 Mrd 3 und schlossen damit

um 2 Mrd 3 g�nstiger ab als vor Jahresfrist.

Zwar entwickelte sich das Steueraufkommen

weiter r�ckl�ufig (–1%). Bei den nichtsteuer-

lichen Erl�sen kam es aber zu einem deut-

lichen Zuwachs und damit zu einem Anstieg

der Gesamteinnahmen um 1 1�2 %. Die Aus-

gaben wurden dagegen um 1 1�2 % zur�ckge-

f�hrt. Da die L�nder noch keinen neuen Tarif-

vertrag abgeschlossen haben und sich

Arbeitszeitverl�ngerungen sowie Personalab-

bau d�mpfend auswirken, entwickelten sich

auch die gewichtigen Personalaufwendungen

weiterhin moderat.

F�r das Gesamtjahr sehen die Haushaltspl�ne

der L�nder eine Verringerung der Defizite

gegen�ber dem Vorjahr um 1 1�2 Mrd 3 auf

23 1�2 Mrd 3 vor. Allerdings sind dabei insbe-

sondere die Ans�tze f�r die Steuern noch

nicht an die letzte Steuersch�tzung vom Mai

angepasst, die f�r die L�nder Ausf�lle von

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

in Mrd 5

Finanzplan

Ist 2004
Soll
2005 3)

Ent-
wurf
2006 4) 2007 2008 2009

Ausgaben 251,6 254,3 256,5 258,7 261,1 263,5
darunter:

Investi-
tionen 22,4 22,7 22,4 22,4 21,3 21,3

Einnahmen 1) 212,1 242,3 245,0 238,7 242,1 247,5
darunter:

Steuer-
einnahmen 187,0 190,8 191,5 197,4 203,8 212,1

Nettokredit-
aufnahme 39,5 22,0 21,5 20,0 19,0 16,0

Struktureller
Handlungs-
bedarf 2) 25,0 25,0 25,0

Nachrichtlich:
Ausgaben-
zuwachs in % -2,0 +1,1 +0,9 +0,9 +0,9 +0,9

1 Einschl. M�nzeinnahmen. — 2 In den ausgewiesenen Einnahmen-
bzw. Ausgabenwerten ist die Umsetzung bereits eingerechnet. —
3 Das Bundesfinanzministerium geht derzeit von einer zus�tzlichen
Finanzierungsl�cke von 12 Mrd 5 aus. — 4 Einschl. der Entlastung aus
Anspruchsver�ußerungen der Postpensionskasse sind Verm�gensver-
�ußerungen von gut 30 Mrd 5 eingestellt.

Deutsche Bundesbank

Sonder-
verm�gen

L�nderdefizit
im zweiten
Quartal
gesunken

Zahlreiche
L�nder im
Konflikt mit
Kreditober-
grenzen
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2 1�2 Mrd 3 ergeben hatte. Zwar sollen die

Mindereinnahmen vielfach durch Bewirt-

schaftungsmaßnahmen aufgefangen wer-

den. In einigen F�llen wurden aber auch

Nachtragshaushalte angek�ndigt, die eine er-

hebliche Ausweitung der Defizite vorsehen

d�rften. Nachdem bereits ohne Ber�cksich-

tigung der neuen Steuersch�tzung die Haus-

haltspl�ne von Berlin, Bremen, Hessen, Nie-

dersachsen und dem Saarland die Regelgren-

zen f�r die Neuverschuldung nicht eingehal-

ten hatten, wurden nach Regierungswech-

seln auch in Schleswig-Holstein und Nord-

rhein-Westfalen Grenz�berschreitungen an-

gek�ndigt, die sich nahezu �ber die gesamte

Legislaturperiode erstrecken sollen. Nach den

j�ngsten Urteilen des Landesverfassungsge-

richts Mecklenburg-Vorpommerns, das zwei

Haushaltsgesetze f�r nichtig befunden hat

und den Gesetzgeber zu einer Neuaufstellung

des Haushalts 2005 einschließlich der nach-

tr�glichen Finanzierung von Fehlbetr�gen aus

dem Jahr 2003 zwingt, k�nnte auch dieses

Land die Grenze �berschreiten. Im Hinblick

auf die daf�r notwendige Begr�ndung for-

dert das Gericht (unter Ankn�pfung an ein

Urteil des Bundesverfassungsgerichts) eine

differenzierte Analyse der Ursachen der ange-

f�hrten gesamtwirtschaftlichen St�rung und

deren gezielte Bek�mpfung. Eine regelm�ßi-

ge Inanspruchnahme der Ausnahmeklausel

muss demnach durch eine strukturelle Kon-

solidierung vermieden werden.

Die Gemeinden konnten ihr Haushaltsdefizit

im ersten Quartal (aktuellere Daten liegen

noch nicht vor) gegen�ber dem Vorjahr um
1�2 Mrd 3 auf 3 1�2 Mrd 3 verringern. Die Ein-

nahmen stiegen um knapp 1�2 %. Zwar wuchs

das Steueraufkommen dank kr�ftig zuneh-

mender Gewerbesteuerertr�ge um fast

12 1�2 %, doch gingen die Erl�se aus Verm�-

gensver�ußerungen stark zur�ck. Auch die

gewichtigen Schl�sselzuweisungen der L�n-

der wurden deutlich reduziert. Die Ausgaben

sanken weiter um gut 1%. Leichten R�ck-

g�ngen bei den Personalaufwendungen und

dem laufenden Sachaufwand stand erneut

ein Zuwachs der sozialen Leistungen (+ 2%)

gegen�ber. Wie sich die Zusammenf�hrung

von Arbeitslosen- und Sozialhilfe letztlich in

den kommunalen Haushalten niederschl�gt,

kann aus dem Ergebnis des ersten Vierteljah-

res nicht abgeleitet werden. W�hrend der

Bund das Arbeitslosengeld II finanziert, �ber-

nehmen die Gemeinden zun�chst gut 70%

der Kosten f�r Unterkunft und Heizung f�r

die Leistungsempf�nger. Ob dieser Anteil

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2003 + 81,2 + 73,4 – 0,8 + 26,9

2004 + 72,3 + 70,7 – 16,8 + 42,9
darunter:

1. Vj. + 45,3 + 34,6 + 4,1 + 16,9
2. Vj. + 8,2 + 14,6 – 9,6 – 3,6
3. Vj. + 17,6 + 17,1 – 0,9 + 18,6
4. Vj. + 1,2 + 4,4 – 10,4 + 11,0

2005
1. Vj. p) + 26,7 + 17,3 + 7,5 + 24,7
2. Vj. ts) + 7,5 + 13,4 – 7,1 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

Finanzlage der
Gemeinden
weiter ange-
spannt
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noch ver�ndert werden muss, soll eine �ber-

pr�fung im Herbst ergeben. Letztlich ist eine

Entlastung der kommunalen Haushalte um

2 1�2 Mrd 3 gegen�ber der unver�nderten

Fortf�hrung der Sozialhilfe vereinbart. Ent-

scheidend f�r den Ausgabenr�ckgang der

Gemeinden im ersten Quartal ist die weitere

R�ckf�hrung der Sachinvestitionen um gut

10 1�2 %. Die nochmalige Aufstockung der

eigentlich nur zur �berbr�ckung von Liquidi-

t�tsengp�ssen vorgesehenen Kassenkredite

auf nunmehr 21 1�2 Mrd 3 belegt die anhal-

tende Anspannung auch der kommunalen

Haushalte.

Sozialversicherungen

Das Defizit der gesetzlichen Rentenversiche-

rung fiel im zweiten Quartal mit 1 1�2 Mrd 3

um knapp 1�2 Mrd 3 h�her aus als vor Jahres-

frist. W�hrend die Einnahmen nur um knapp
1�2 % wuchsen, stiegen die Ausgaben mit fast

1% erstmals seit einem Jahr wieder etwas

kr�ftiger. Ausschlaggebend hierf�r war, dass

der d�mpfende Effekt der zum 1. April 2004

eingef�hrten Verlagerung des vollen Pflege-

versicherungsbeitrags auf die Rentner nun-

mehr ausgelaufen ist. Die Beitragseinnahmen

stiegen mit 1�2 % wieder leicht, w�hrend sie

im ersten Quartal noch sp�rbar zur�ck ge-

gangen waren.

Im Gesamtjahr wird das Defizit den Vorjahrs-

wert (1 1�2 Mrd 3) deutlich �bersteigen, als

einmalig 2 Mrd 3 aus Verm�gensverk�ufen

zuflossen. Eine ausgabenseitige Entlastung

der Rentenversicherung um rund 1�2 Mrd 3

ergibt sich allerdings aus der Einf�hrung des

allein von den Versicherten zu zahlenden

Sonderbeitrags zur gesetzlichen Krankenver-

sicherung zum 1. Juli 2005. Dagegen werden

sowohl der Nachhaltigkeitsfaktor als auch der

Altersvorsorgeanteil3) wegen der schwachen

Entgeltentwicklung im Vorjahr ihre anpas-

sungsd�mpfende Wirkung nicht entfalten

k�nnen, da die gesetzliche Schutzklausel eine

Absenkung der Renten verhindert. Ange-

sichts der knappen R�cklagen ist im Herbst

mit Finanzierungsengp�ssen zu rechnen, die

durch Liquidit�tshilfen des Bundes �berbr�ckt

werden m�ssen. Am Jahresende werden die

R�cklagen das gesetzliche Minimum von

0,2 Monatsausgaben deutlich unterschreiten.

Insbesondere um den dann notwendigen Bei-

tragssatzanstieg der Rentenversicherung zum

1. Januar 2006 zu vermeiden, wurden die Ab-

f�hrungsfristen f�r die Sozialbeitr�ge um

einen halben Monat verk�rzt. K�nftig sind

die Zahlungen in dem Monat zu leisten, auf

den sich auch das Besch�ftigtenentgelt be-

zieht, und nicht wie bislang bei nachsch�ssi-

ger Entgeltzahlung erst im Folgemonat. Dies

f�hrt dazu, dass im kommenden Jahr Bei-

tr�ge f�r fast 13 Monate haushaltsm�ßig ver-

bucht werden.4) Die andernfalls wohl erfor-

derliche Beitragssatzerh�hung von 19,5%

auf 20,0% h�tte zus�tzliche Beitragseinnah-

men der Rentenversicherung von j�hrlich fast

3 Der Altersvorsorgeanteil ber�cksichtigt die unterstellte
steigende Belastung der Beitragszahler durch die private
Altersvorsorge im Rahmen der Riester-Rente in der
Rentenanpassungsformel. Er steigt von 0,5% im Jahr
2002 in Schritten von je einem halben Prozentpunkt bis
auf 4,0% ab 2009 und f�hrt im jeweiligen Folgejahr zu
einer Minderung der Rentenerh�hung um etwa 0,6 Pro-
zentpunkte.
4 Im Entwurf zum „Gesetz zur �nderung des Vierten
und Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ werden Mehr-
einnahmen von bis zu 80% der monatlichen Beitragszah-
lungen genannt.
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4 1�2 Mrd 3 bedeutet. Das Vorziehen der

Beitragsabf�hrung soll dagegen einmalige

Mehreinnahmen von gut 9 1�2 Mrd 3 erbrin-

gen;5) �ber alle Sozialversicherungszweige

wird mit zus�tzlichen Einnahmen in H�he von

20 Mrd 3 gerechnet. Hierdurch wird (bei

einem unver�nderten Ausgabenstrom der

Rentenversicherung) ein Großteil der Arbeit-

geber mit zus�tzlichen Finanzierungskosten

belastet. Durch die zun�chst niedrigeren Bei-

tragss�tze werden dagegen die Arbeitnehmer

und der Bund (�ber den an den Beitragssatz

gekoppelten Bundeszuschuss) sowie diejeni-

gen Arbeitgeber, die von der Zahlungsumstel-

lung nicht betroffen sind (vor allem im �ffent-

lichen Bereich), beg�nstigt.

Das Defizit der Bundesagentur f�r Arbeit fiel

mit 1�2 Mrd 3 im zweiten Quartal um 1 1�2

Mrd 3 geringer aus als vor einem Jahr. W�h-

rend die Einnahmen um 10 1�2 % stiegen, gin-

gen die Ausgaben um knapp 2% zur�ck. Zu

diesem außerordentlich g�nstigen Ergebnis

haben die Beitr�ge mit einem Aufkommens-

anstieg von weniger als 1�2 % kaum beigetra-

gen. Entscheidend war vielmehr, dass der

Bund seit Ende 2004 insbesondere Verwal-

tungskostenerstattungen im Rahmen der

j�ngsten Arbeitsmarktreformen leistet, die

allein im zweiten Quartal gut 1 Mrd 3 betru-

gen. Auf der Ausgabenseite wurden f�r das

Arbeitslosengeld 5% weniger Mittel ben�-

tigt. Hier d�rfte sich der seit l�ngerem zu be-

obachtende R�ckgang der Empf�ngerzahlen

fortgesetzt haben. Mit zunehmender Ver-

festigung der Arbeitslosigkeit sinkt tenden-

ziell die Zahl der Arbeitslosengeldempf�nger,

w�hrend die Anzahl der Empf�nger von

Arbeitslosengeld II steigt. Dar�ber hinaus

setzten sich die Einsparungen bei der aktiven

Arbeitsmarktpolitik fort (–28 1�2 %). Dahinter

verbergen sich freilich nicht zuletzt Umschich-

tungen zu Lasten des Bundeshaushalts,

denen der von der Bundesagentur zu zah-

lende Aussteuerungsbetrag gegen�bersteht.

Die diesbez�glichen Zahlungen an den Bund

lagen aber mit 1 Mrd 3 im zweiten Quartal

und 2 1�2 Mrd 3 im ersten Halbjahr deutlich

niedriger als vor dem Hintergrund des Ansat-

zes f�r das Gesamtjahr (6 1�2 Mrd 3) zu erwar-

ten gewesen w�re. Außerdem erstattete der

Bund im Juni Aufwendungen der Bundes-

agentur in H�he von gut 1�2 Mrd 3 f�r Leistun-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw.
Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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5 In den VGR werden keine Mehreinnahmen entstehen,
da hier bereits eine periodengerechte Abgrenzung er-
folgt. Dies bedeutet zugleich eine Ausweitung des
gesamtstaatlichen VGR-Defizits um die entfallenen
Beitragsmehreinnahmen auf Grund der andernfalls not-
wendigen Beitragssatzerh�hung.
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gen, die Beziehern von Arbeitslosengeld II zu-

gute kommen, in einer Summe. Urspr�nglich

war geplant, diesen Betrag �ber das Jahr ver-

teilt in gleichen Monatsraten zu zahlen.

Die im Vorjahrsvergleich relativ g�nstige

Finanzentwicklung im zweiten Quartal l�sst

sich nicht auf das Gesamtjahr hochrechnen,

nicht zuletzt weil der Aussteuerungsbetrag

im weiteren Jahresverlauf wieder h�her aus-

fallen k�nnte. Außerdem muss die Bundes-

agentur in der zweiten Jahresh�lfte mit ge-

ringeren Erstattungen des Bundes rechnen.

Ein kr�ftigerer Anstieg der Beitragseinnah-

men ist zudem kaum zu erwarten. Im Jahr

2006 soll dagegen vor allem auf Grund

der verk�rzten Abf�hrungsfristen f�r die

Sozialversicherungsbeitr�ge kein Bundeszu-

schuss zum Defizitausgleich mehr n�tig sein.

Die gesetzlichen Krankenkassen schlossen im

ersten Quartal (aktuellere Ergebnisse liegen

nicht vor) ann�hernd ausgeglichen ab, nach-

dem im Vorjahr noch ein �berschuss von gut

1 Mrd 3 erzielt worden war. Allerdings war

das Vorjahrsquartal außergew�hnlich g�nstig

verlaufen, weil es infolge der zum 1. Januar

2004 in Kraft getretenen Gesundheitsreform

zur Vorverlagerung von Leistungen in das

letzte Quartal des Jahres 2003 gekommen

war. Die Einnahmen gingen auf Grund einer

schwachen Entwicklung bei den Beitr�gen

um 1�2 % zur�ck. Die Ausgaben wuchsen

nach kr�ftigen R�ckg�ngen im vergangenen

Jahr wieder um knapp 2 1�2 %. Wie erwartet

war der Zuwachs bei den Arzneimittelauf-

wendungen mit 18 1�2 % besonders stark, da

hier sowohl ein Preismoratorium als auch eine

befristete Rabatterh�hung Ende 2004 aus-

gelaufen waren. Ein deutlicher R�ckgang er-

gab sich dagegen bei den Zahnersatzleistun-

gen (–16%). Hier d�rfte sich auch die seit

Anfang 2005 geltende Umstellung von pro-

zentualen Zusch�ssen auf befundbezogene

Festzusch�sse d�mpfend ausgewirkt haben.

Im Gesamtjahr ist trotz der Anhebung des (im

ersten Quartal noch nicht vereinnahmten)

neuen Bundeszuschusses von 1,0 Mrd 3 auf
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2,5 Mrd 3 mit einem wesentlich geringeren

�berschuss als 2004 (4 Mrd 3) zu rechnen.

Daher d�rfte auch nur ein geringer Spielraum

f�r Beitragssatzsenkungen im weiteren Jah-

resverlauf bestehen.6) Ein �berschuss ist er-

forderlich, damit die Kassen ihren gesetz-

lichen Verpflichtungen zur Schuldentilgung

nachkommen k�nnen.

Entwicklung des �ffentlichen

Gesamthaushalts

Die Finanzlage der �ffentlichen Haushalte

d�rfte sich in diesem Jahr kaum verbessern.

Die gesamtstaatliche Defizitquote (in der Ab-

grenzung der VGR) k�nnte sich zwar gegen-

�ber dem Vorjahrswert von 3,7%7) etwas

verringern. Aber es ist aus heutiger Sicht un-

wahrscheinlich, dass der Referenzwert von

3% erreicht oder unterschritten wird. Die

staatliche Schuldenquote d�rfte dagegen

weiter kr�ftig ansteigen, nachdem 2004 be-

reits der Referenzwert mit 66,1% deutlich

�berschritten wurde. W�hrend der konjunk-

turbedingte Teil des staatlichen Defizits sich

nochmals erh�hen d�rfte, k�nnten andere

tempor�re Faktoren eine gewisse Entlastung

bewirken. Neben den Beihilfer�ckzahlungen

von Landesbanken an die L�nder erwartet die

Bundesregierung Entlastungen aus der Ver-

�ußerung von Anspr�chen der Postpensions-

kasse gegen�ber den Postnachfolgeunter-

nehmen.

Die Einnahmen d�rften in Relation zum

Bruttoinlandsprodukt erneut zur�ckgehen.

Ausschlaggebend ist, dass zu Beginn des Jah-

res der Einkommensteuertarif nochmals ge-

senkt worden ist. Außerdem ist damit zu

rechnen, dass sich die Bemessungsgrund-

lagen von Sozialversicherungsbeitr�gen,

Lohnsteuer und Verbrauchsteuern vergleichs-

weise schwach entwickeln. Die Ausgaben-

quote d�rfte ebenfalls niedriger ausfallen als

im Vorjahr. Bei den Ausgaben f�r die Alters-

sicherung ist nach den Planungen des Bundes

insbesondere auf Grund des durch die An-

spruchsver�ußerungen entfallenen Zuschuss-

bedarfs der Postpensionskasse sogar ein

R�ckgang zu erwarten. Dar�ber hinaus k�nn-

ten die Personalausgaben etwa auf dem Vor-

jahrsniveau gehalten werden. Auch die Zins-

ausgaben d�rften kaum zunehmen.

Die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen in

den kommenden Jahren ist mit großer Un-

sicherheit verbunden und maßgeblich von

den finanzpolitischen Entscheidungen nach

der Bundestagswahl abh�ngig. Ohne neue

Maßnahmen k�nnte die Defizitquote sinken,

wenn an der eher vorsichtigen Ausgabenpoli-

tik der vergangenen Jahre festgehalten wird.

Insgesamt besteht aber ein hohes Risiko, dass

die 3%-Grenze abermals verletzt wird. So

geht die Bundesregierung in ihrer j�ngst vor-

gestellten mittelfristigen Finanzplanung da-

von aus, dass die Defizitgrenze sowohl im

6 Mit der Einf�hrung des allein von den Mitgliedern zu
zahlenden Sonderbeitrags von 0,9% zum 1. Juli 2005
wurden die allgemeinen Beitragss�tze zumeist in gleicher
H�he gesenkt. F�r die Kassen ist die damit bezweckte
Umschichtung der Finanzierungslasten somit weitgehend
aufkommensneutral.
7 Im europ�ischen Haushalts�berwachungsverfahren
wird im laufenden Jahr bei der Ermittlung der Defizit-
und Schuldenquoten noch ein BIP ohne Ber�cksichtigung
unterstellter Bankdienstleistungen (FISIM) zu Grunde ge-
legt. Die dementsprechend hier ausgewiesenen Quoten
liegen deshalb h�her als bei Ermittlung auf Basis des vom
Statistischen Bundesamt gem�ß Rechenstand April 2005
ver�ffentlichten BIP (Defizitquote 3,7% anstatt 3,6%;
Schuldenquote 66,1% anstatt 65,1%).
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laufenden als auch im kommenden Jahr �ber-

schritten wird. F�r 2007 wird ein merklicher

R�ckgang der Defizitquote und ein deutliches

Unterschreiten der 3%-Grenze ausgewiesen.

Zum Einhalten der nationalen verfassungs-

m�ßigen Kreditobergrenze wird dabei eine

gravierende strukturelle Konsolidierung im

Bundeshaushalt unterstellt. Nicht mehr zur

Verf�gung stehende Privatisierungserl�se und

andere finanzielle Transaktionen (die zwar

das Defizit in der haushaltsm�ßigen Abgren-

zung, nicht aber in der auf europ�ischer

Ebene relevanten Abgrenzung der VGR ver-

ringern) sollen durch strukturelle Konsoli-

dierungsmaßnahmen ersetzt werden. Diese

wurden aber noch nicht spezifiziert.

Die mittelfristigen Finanzplanungen von Bund

und L�ndern zeigen den gravierenden Konso-

lidierungsbedarf auf. Vor dem Hintergrund

der relativ niedrigen investiven Ausgaben ist

es dabei sogar noch erheblich schwieriger, die

nationalen haushaltsrechtlichen Obergrenzen

strukturell einzuhalten als der europ�ischen

3%-Grenze f�r die Defizitquote gerecht zu

werden. Da die Einhaltung der verfassungs-

rechtlichen Vorgaben aber nicht faktisch zur

Disposition gestellt werden darf, ist eine um-

fassende zeitnahe strukturelle Konsolidierung

erforderlich. Das im Haushaltsgrunds�tze-

gesetz und prinzipiell auch im Stabilit�ts- und

Wachstumspakt festgeschriebene Ziel aus-

geglichener Haushalte liegt derzeit in weiter

Ferne.

Auf europ�ischer Ebene hatte Deutschland

(wie auch Frankreich) noch im Januar dieses

Jahres gegen�ber dem ECOFIN-Rat seine Zu-

sage bekr�ftigt, alle erforderlichen Maßnah-

men zu ergreifen, um das Staatsdefizit im lau-

fenden Jahr unter 3% des Bruttoinlandspro-

dukts zur�ckzuf�hren und im Jahr 2006 unter

diesem Wert zu halten. Nachdem dieses Ziel

2005 kaum noch erreicht werden d�rfte,

wurde von Seiten der Europ�ischen Kommis-

sion bereits angedeutet, dass im Herbst das

Defizitverfahren gegen Deutschland �ber-

pr�ft wird. Der ge�nderte Stabilit�ts- und

Wachstumspakt l�sst zwar unter bestimmten

Voraussetzungen eine Fristverl�ngerung ohne

Verfahrensversch�rfung zu. Es ist allerdings

fraglich, ob im Falle Deutschlands eine deut-

liche �berschreitung der 3%-Grenze ge-

rechtfertigt ist. Auch f�r den Fall, dass die

n�chste Stufe im Defizitverfahren beschritten

und Deutschland in Verzug gesetzt wird, ist

eine Fristverl�ngerung m�glich. Bei angemes-

sener Auslegung des Paktes sollte das �ber-

m�ßige Defizit aus heutiger Sicht aber sp�tes-

tens im kommenden Jahr korrigiert werden.

Dabei ist eine z�gige Konsolidierung kein

Selbstzweck, sondern dringend erforderlich,

um verloren gegangene Haushaltsspielr�ume

zur�ckzugewinnen und zuk�nftigen Genera-

tionen, die auf Grund der demographischen

Entwicklung ohnehin zunehmende Lasten zu

tragen haben, nicht zus�tzlich hohe Staats-

schulden aufzub�rden.
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